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Hamburg, den 08.0 1 .2024

Bescheid nach § 60a Abs. 1 AO über die gesonderte Feststellung der Einhaltung
der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 und 61 AO

Feststellung

Die Satzung des Vereins

Waved Förderverein e.V., c/o Hans-Sönke Prien, Röbbek 4,22607 Hamburg

in der Fassung vom 01 .12.2023 erfüllt die satzungsmäßigen Voraussetzungen nach den

§§ 51,59,60 und 61 AO.

H i nweise zur Feststell u ng

Eine Anerkennung, dass die tatsächliche Geschäftsführung (§ 63 AO) den für die Anerkennung
der Steuerbegü nstigung otwend igen Erfordern ISSCN entspricht, ist mit dieser Feststel lu ng

verbu nden

Öffnunoszeiten
Informations- und Annahmestelle:
Mo 8-14, Di 8-14, Do 8-17 Uhr

Telefonzeiten:

Mo, Mi, Fr 8-12, Di, Do 8-15 Uhr

Öffentlich e Verkeh rs m ittel
U-Bahn. U 1 (Laüenkamp)

Bus. 114 (Rosenbrook)

Konto Cer Steuerkasse Hamburo
Deutsche Bundesbank
Hauptvenrualtu n g H amburg
IBAN: DE03 2000 0000 0020 0015 30
BIC: MARKDEF1200

Zahlungen nur durch Überweisung!
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Diese Feststellung bindet das Finanzamt hinsichtlich der Besteuerung der Körperschaft und

der Steuerpflichtigen, die Zuwendungen in Form von Spenden und Mitgliedsbeiträgen an die

Körperschaft erbringen (§ 60a Abs. 1 Salz 2 AO). Die Bindungswirkung dieser Feststellung
entfällt ab dem Zeitpunkt, in dem die Rechtsvorschriften, auf denen die Feststellung beruht,

aufgehoben oder geändert werden (§ 60a Abs. 3 AO). Tritt bei den für die Feststellung erheb-
lichän Verhältnissän eine Anderung ein, ist die Feststellung mit Wirkung vom Zeitpunkt der
Anderung der Verhältnisse aufzuheben (§ 60a Abs. 4 AO).

Bitte beachten Sie, dass die lnanspruchnahme der Steuervergünstigungen auch von der tat-
sächlichen Geschäftsführung abhängt, die der Nachprüfung durch das Finanzamt - ggf. im
Rahmen einer Außenprüfung - unterliegt. Die tatsächliche Geschäftsführung muss auf die

ausschließliche und unmittelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerichtet sein und

den Bestimmungen der Satzung entsprechen.

Dies muss durch ordnungsgemäße Aufzeichnungen (insbesondere Aufstellung der Einnah-
men und Ausgaben, Tätigkeitsbericht, Vermögensübersicht mit Nachweisen über Bildung und

Entwicklung dLr Rücklagen) nachgewiesen werden (§ 63 AO). Über die Steuervergünstigun-
gen nach den einzelnen Steuergesetzen wird im Rahmen des Veranlagungsverfahrens ent-

schieden.

ln jedem Falle ist die Körperschaft insoweit ertragsteuerpflichtig, als sie einen wirtschaftlichen
Geschäftsbetrieb unterhält, der kein Zweckbetrieb ist. Soweit Körperschaftsteuerpflicht gege-

ben ist, besteht im gleichen Umfang Gewerbesteuerpflicht. Durch die Gewährung der Steuer-
befreiung von der Körperschaft- und Gewerbesteuer wird die Umsatzsteuerpflicht grundsätz-

lich nicht berührt.

Bei Beschäftigung von Arbeitnehmern sind Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchen-
steuer einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen

Die Rechtsbehelfsbelehrung bezieht sich nur auf die vorstehende Feststellung

H i nweise zur Steuerbeg ü nstig u ng

Der Verein fördert folgende gemeinnützige Zwecke:

Erziehung, Bildung, Sport (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr.(n) 7 , 21 AO)

Hinweise zur Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen

Zuwendu ngsbestätigungen für Spenden

Die Körperschaft ist berechtigt, für Spenden, die ihr zur Verwendung für diese Zwecke zu'
gewendet werden, Zuwendungsbestätigungen nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck (§

Die amtlichen Muster für die Ausstellung steuerlicher Zuwendungsbestätigungen stehen im
lnternet unter http:i/www.formulare-bfinv.de als ausfüllbare Formulate zur Verfügung.

Zuwend u ngsbestätig un gen fü r M itg I iedsbeiträge
Die Körperschaft ist nicht berechtigt, für Mitgliedsbeiträge Zuwendungsbestätigungen nach
amtlich vorgeschriebenem Vordruck (§ 50 Abs. 1 ESTDV) auszustellen, weil Zwecke i.S.
des § 10b Abs. 1 Satz I EStG gefördert werden.

Zuwendungsbestätigungen für Spenden und'ggf. Mitgliedsbeiträge dürfen nur ausgestellt
werden, wenn das.Datum dieses Feststellungsbescheides nicht länger als drei Kalender-
jahre zurückliegt und bisher kein Freistellungsbescheid oder keine Freistellung mittels An-
lage zum Körperschaftsteuerbescheid erteilt wurde. Die Frist ist taggenau zu berechnen

1§ o3 nos. 5 Ao).
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Haftung bei unrichtigen Zuwendungsbestätigungen

H i nweise zu m Ka pita lertragsteuerabzug

Bei Kapitalerträgen. die bis zum 31 .12.2026 zufließen, reicht für die Abstandnahme vom
Kapitalertragsteuerabzug nach § 44a Abs. 4 und 7 Satz 1 Nr. 1 sowie Abs. 4b Satz 1 Nr. 3
und Abs. tO Satz I Nr. 5 eStC Oie Vorlage dieses Feststellungsbescheides oder die Über-
lassung einer Kopie dieses Feststellungsbescheides aus. Das Gleiche gilt bis zum o. a.

Zeitpunkt für die Erstattung von Kapitalertragsteuer nach § 44b Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 ESIG

durch das clepotführende Kredit-, Finanzdienstleistungs-, oder Wertpapierinstitut.

Soweit die Kapitalerträge i. S. des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG einen Betrag von 20.000
Euro übersteigen, ist ein Steuerabzug in Höhe von drei Fünfteln vorzunehmen, wenn der
Gläubiger bei Zufluss der Kapitalerträge nicht seit mindestens einem Jahr ununterbrochen
wirtschaftlicher Eigentümer der Aktien oder Genussscheine ist.

Die Vorlage dieses Feststellungsbescheides ist unzulässig, wenn die Erträge in einem wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb anfallen, für den die Befreiung von der Körperschaftsteuer
ausgeschlossen ist.

Begründungen und Nebenbestimmungen

Reichen Sie bitte - vorbehaltlich einer abweichenden Aufforderung des Finanzamtes - bis
zum 31. Juli 2025 eine Körperschaftsteuererklärung mit der Anlage "Gemeinnützigkeit" für
das Jahr 2024 ein. Grundsätzlich ist diese gem. § 150 Abs. 6 Abgabenordnung (AO) i. V. m.

§ 31 Abs. 1a KSIG in elektronischer Form zu übermitteln. Hierzu ist eine Registrierung im
elster-Portal der Finanzverwaltung nötig. lnformationen hierzu erhalten Sie im lnternet unter
www.elster.de.

Die darüber hinaus einzureichenden Unterlagen für den Prüfungszeitraum 2023 bis 2024
(Gewinnermittlungen, Tätigkeitsberichte, Mittelverwendungsrechnungen und Darstellung der
Rücklagen) reichen Sie bitte zeitgleich in Papierform oder über das elster-Portal ein.

R ec h ts be heifs be i eh ru n g

Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine unrichtige Zuwendungsbestätigung ausslellt oder
veranlasst, dass Zuwendungen nicht zu den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen
steuerbegünstigten Zwecken verwendet werden, haftet für die entgangene Steuer.

Dabei wird die entgangene Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer mit 30 %, die entgan-
gene Gewerbesteuer pauschal mit 15 o/o der Zuwendung angesetzt (§1ObAbs.4ESIG,
§ I Abs. 3 KStG, § I Nr 5 GewStG)
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Dieser Verwaltungsakt kann mit dem Einspruch angefochten werden. Ein Einspruch ist jedoch ausgeschlossen,
soweit dieser Bescheid einen Verwaltungsakt ändert oder ersetä, gegen den ein zulässiger Einspruch oder (nach
einem zulässigen Einspruch) eine zulässige Klage, Revision oder Nichtzulassungsbeschwerde anhängig ist. ln die-
sem Fall wird der neue Verwaltungsakt Gegenstand des Rechtsbehelfsverfahrens.

Der Einspruch ist bei dem vorbezeichneten Finanzamt schriftlich einzureichen, diesem elektronisch zu übermitteln
oder dort zur Niederschrifl zu erklären.

den sich der Einspruch richtet. Es
sollen die Tatsachen, die zur Be-
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